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Schmite
Justenbersaaretin
als Urkunasheamier de’ Gaschiflsstallo

Amtsgericht Waldbrol
IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem Rachtsstreit

hat das Amtsgericht Waldhrol
auf die mindliche Verhandlung vom 22 10 2010
durch den Richter Or. Adam



fur Recht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, 2.062.00 Euro nebst Zinsen higraus in Hohe
von funi Prozentpunkten fber dem jeweiligen Basiszinssalz seit dem
24.03.2009 sowie 330,34 Curo vargerichiliche Kosten an die Klager zu

zahlen,

Im Ubrigen vard die Klage abgewizsen

]

3. Die Kasten des Rechtsstreits tragen die Kidger gesamtschuldnerisch zu
31% und die Beklagle zu 59%. Die Kosten der Streithiife werden der

Beklagten zu 88% und der Streithelferin zu 31%, auferlzqt,

4. Das Ureil st vorlaufig  vollstreckbar,  Fur  die Klager gegen
Sicherheitsleistung  in Héhe wvon 110% des ,SL.‘fgrUHd des Urteils
vollstreckbaren Betrages. \Wegen der Vollstreckung hinsichtlich der Kosten
der Streithilfe darf die Bekiagis die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung
in Hohe von 110% des aufgrund des Urteils vollsireckbaren Betrages
abwenden, wenn nicht die Streithalferin zuvar Sicherhert in Hahe von

110% des jeweils zu valistreckenden Belrages lzisten.

Tatbeétand

Die Parteien streiten um die Crstattung restlicher Migtwagenkosten. die infolge eines

Verkehrsunfalls angefallen sind.

Der Klage legt ein Unfallereignis am 29,11.2008 zugrunde. Das Fahrzeug des
Unfallgegners der Klager war zum Zeitpunkt des Verkehrsunfalls bei der Beklagten
versichert. Die grundsatzliche und uneingeschrankt2 Eintrittspflicht der Bekiagten fur
samtliche aus dem Verkehrsunfall resultierende Anspruche auf Schadensersatz ist

zwischen den Parteien unstreitig.
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Die am Unfall als Fahrerin beteiligte Klagerin zu 1) mietete am Montag den 01.12.2008
bet der Streithelferin ein Ersatzfahrzeug an. Bei dem Fahrzeug handelte es sich, wie
auch beim ki&gerseits verunfaliten Fahrzeuy, um einen VW Golf Die Ruckgabe des

Fahrzeugs erfolgle am 29.12 2008

Am 02.12.2008 erfolgte eine Besichtigung des Unfallfahrzeugs durch den Guiachter
M Dicser erstatiete mit Datum vom 08,12.2008 ein Gutachter (Bl 53 ff GA)
in weichem er  den Totalschaden des Fahrzeugs  feststeilte  und  eine

Wiederbeschaffungsdauer von 12-14 Taagen bezifferte
9 g

FGr die Anmieldauer von insgesamt 29 Tagen wurde der Kiagerin zu 1) ausweaishch der
Rechnung der Streithelferin vom 14.05.2009 (BI. 10 GAj ein Brutlobetrag in Hohe von
2.976,94 € verechnet. Dabei bildeten neben der Inrechnungsteliung des  PKW Tarifs fur
29 Tage" in Hohe von 1.541.98 € netlo eine Haftungsreduzierung” (462,84 € netto},
Kosten fir Zustellung/Abholung (4201 € nefte), Kosten fur Winterreifen (243,60 €
netio). Kosten flir einen Zweiten Fahrer (365,40 €) sowie ain Abzug von 10% fur

ersparte Eigenkosten (154 20 € netto) die einzelnen Rechnungspositionen

Die Klagerin zu 1) trat mit Abtretungserklarung vom 01.12 2008 die Ansprizche aus dem
Verkenhrsunfall vom 28 11.2008 gegenliver der Beklagien an die Streitheiferin ab. Am
20.06.2008 bzw. 30.06.2009 (Bl 57 GA) erfoigte eire Ruckabtretung dieser Anspriiche

an die Klagerin zu 1),

Mit Schreiben vom 24.03.2009 (Bl 8 GA) lehnte die Beklagte cine Ubernahme der
Mietwagenkosten insgesamt ab. Hierzu berief sie sich auf einen vermeintlich fehlenden

Weliternutzungswillen der Klager,

Die Klager behaupten. die Anmietung eines Ersatzfahrzeuges sei wegen der taglichen
Fahrt zur Arbeit unabdingbar gewesen. Der Umstand, dass ein Ersatzfahrzeuy erst
nach mehreren Monaten zugelassen wurde, siche dem Weiternutzungswillen nicht
entgegen; dieser sel durch  die  taisdchliche Mietwagennutzung  ausreichend
hervorgetreten und dokumentiert worder.

Sie behaupten weiter, dass ihnen das Ergebnis des Sachverstandigenoutachtens ersl

am 11.12.2008 vorgeslegen habe Eine Rickgabe des Mietwagens sei am 24.12.2008
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nicht maghich gewesen, da das Fahrzeug an diesem Tag flr die Fahrt zur Arbeit
bendligt worden sei,

Die Anmietung des Mietwagens sei durch die Reparaturwerkstat! Auto g erfolgt.
Hierber sei durch die Klagerin zu 1) deutlich gemacht worden, dass sie nur einen
solchen Mietwagen anmieten wolle. der dar Schadsnsminderungspflicht entspreche.

Dies sei auch der Streithelferin entsgrechend tbermittelt worden.

Die Kidger beantragen.

die Beklagte zu verurteilen, 3001.94 Euro nebst Zinsen in Hohe von
flinf Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz seit dem 24.03.2008
[odrd

sowie 438.87 Euro vorgerichtliche Kosten an die Klager zu

bezahlen.
Hilfsweise beaniragen die Klager,

die Beklagte zu verureilen, die Kidger von den Miehvagenkosten

der Sireitverkiindeten freizustellen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte bestreitet die Aktiviegitimation der Kldger,

Die Beklagte ist ferner der Ansicht. den Kldgem stiinde mangeis Nutzungswillens des
Mierwagens wihrend der Anmietzeit kein Erstattungsanspruch zu.

Zudem  verstofie  die Anmietung  bis  zum  29.12.2008 gegen  die
Schadensminderungspflicht.  Cine Wiederbeschaffung  sei spatestens  bis  zum
16.12.2008 moglich gewesen. Auch sei die Anmietung  cu deutlich ginstigeren
Konditionen moglich gewesen Kesten far Zustellung/Abholung, den Abschiuss eirer
Vollkaskoversicherung,  Winterreifen  sowie  einen  Zusalzfahrer seien  hier nicht

erstattungsfahig
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Mit Schriftsatz vom 09 02 2010 (Bl. 165 GA) haben die Klager der Firma Auto §ijjimcen

Streit verkiindet,

Das Gericht hat mit Beweisbeschiuss vom 22.02.2010 (Bi 228 1 GA) Beweis erhoben
durch  Einnolung  eines Uniallrekonstruktionsgutachiens. insoweit wird auf das

schrifiliche * Gutachten des  Sachverstandigen OQipl-irg. SR o

25.05.2010 (BI. 250 if. GA) verwiesen.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf din wechselseitigen
Schriftsdtze nebst Anlagen, die Sitzungsprotokolle vom 29.01.2040 (BL 163 { GA) und

vom 22.10 2004 (Bl 28% GA) sowie nachstehendo Entscheidungsgrinde verwiesen.

Entscheidungsgriinde

Die zuldssige Klage hat teilweise Erfolg,

Oie Klager haben gegen die Beklagle einen Anspruch auf  Zahlung  von
Mietwagenkosten in Hohe von 2.037.00 Euro zuzilglich einer Pauschale in Héhe von
25,00 Euro gemah den §§ 7 Abs. 1, 17 Abs. 1 und 2 StVG. 115 Abs. 1 S, 1| YVG LV,
§ 249 Abs. 2 5 1 BGB. Ein dariiber hirausgehender Anspruch steht den Klagern
dagegen nicht zu

Den  Klagermn steht nicht lediglich ein Freistellungsanspruch  zu, sondern  ein
unmuttelbarer Zahlungsanspruch, da der u.rsbrimgliche Freistellungsanspruch gemalt §
250 Satz 2 BGB in einen Geldanspruch Ubergegangen ist. Dem steht nicht entgegen.
dass eine Regulierung der Kosten durch die Klager gegenuber der Streithalferin bisher
nicht erfolgf ist.

Die Vorschrift des § 250 Saiz 2 BGR eréfingt dem Geschidigten die Mdglichkeit,
unabhangig von den §§ 249 Abs. 2, 251 BGB zu eirem Anspruch auf Geldersatz zu
gelangen, wenn er dem Ersatzpfiichtigen erfolglos eine Frist zur Herstellung, d.h. hier
Haftungsireistellung. mit Ablehnungsancrohung setzt, Dem steht es nach sténdiger
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs gleich, wenn der Schuldner die geforderte
Herstellung oder uberhaupt jeden Schadensersatz ernsihaft und erdglltig verveigern.

Dann wandelt sich der Freistellungsanspruch in einen Zahlungsansoruch um. wenn der
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Geschadigte Geldersatz fordert (vgl. BGH, NJW 2004, 1886-1870 m.aw.N. - zitiert nach
juris)

So iiegt der Fall hier. Die Beklagte hal bereits mit Schreiben vom 24 03 200 eine
Schadensersaizverpflichtung bezuglich der Mietwagenkosten strikl abgelehnt. Fur die
Kiager musste sich daher der Eindruck aufdrangen, dass cine Nachfrist die Beklagte

nicht umstimmen wirde, sondem lediglich eine leere und sinnlose Farmele wire.

Die Klager sind aktiviegitimiert. Nach dem unbestritten gebliebenen Vortrag der
Klagerseite sind beide gemeinschaftlich Eigentimear des Unfallfanrzeuges und nutzen
dies gleichermaflen. Der Schaden durch den unfallbedingten Ausfall des Fahrzeugs
tritft daher die Klager gemeinsam.

Sie sind auch Anspruchsinhaber, da eine Rickabtretung der Ersatzanspriche durch die

Streithelierin erfaigt ist.

Die Haftungsvoraussetzungen der §§ 7 Abs. 1, 17 Abs. 1 und 2 SIVG sind zwar
unstreitig gegeben. sodass die Beklagte crundsatziich als RHafipflichtversicherer nach
§ 115 Abs. 1 801 Nr. 1 WG iv.m. § 1 PIVG einstandspfiichtg ist. Als Rechtsfolge
kennen die Klager Zahiung von Mietwagenkosien in tenorierter Hohe verfangen, die im
Rahmen des § 287 ZPO auf der Grundlage der Schwacke-Liste 2008 geschaizt
wurden.

In Folge des von ihr unverschuldeten Verkehrsunfalls konnten die Kiager dem Grunde
nach Ersatz der zur Wiederherstellung erforderlichen Kosten nach fMaligabe der §§ 249
fi. BGB werlangen. Hierven sind grundsatzlich auch Mietwagenkosten umfasst
Allerdings  unterliegt  die  Beklagte insoweir nich!  einer uneingeschrankizn
Zanlungspflicht. Vielmehr ist der Anspruch auf die Kosten begranzt die tatsachlich zur
Herstellung des Zustands erforderiich sind, der chre den Eintntt des schadigenden
Ereignisses bestehen wiirde

Erforderlich sind  dabei rur  diejenigen Aufwendungen. die =ein  verstandiger.
wirnschaftlich denkender Mensch in dar konkreten Lage des Geschédigten fur
gweckmaBig und notwendig halten darf (st. Rspr.. vgl, etwa BGH VI ZR 151/03- NJw
2005, 51 BGH -VI ZR 181/06- NJW 2007, 2758, BGH VI ZR 254/05. NJW 2007
2127)

Oer Sachverstandige (MNENNNE hat in seinemn Gutachten dargeleqt dass eine Dauer
von 12-14 Kalendertagen ein praktikables Zeitfenster zur Wiederbeschaliung eines

unfallschadigten Fahrzeugs darstelle (Bl 254 GA). Femner hat er ausgefihrt, dass als
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maximale Guiachlenbearbeiiungszeit 4 Tage anzusctzen seien. Jedoch kénne ein
Sachverstandiger beraits bei der Besichtigung einschatzen. dass im vorliegenden Fall

ein Totalschaden vorliege (Bl 255 GA).

Das Gericht hat vorliegend keinen Anlass. an den umfassend begrindeten, in sich
stimmigen und nachvoilziehbaren Ausfihrungen des Sachverstandigen zu zweifeln der
dem erkennenden Gericht bereits aus anderweiigen Beauftragungen als fachlich
kompeient bekannt ist. Im Rahmen seiner Schadensschatzung legt das Gericht daher
die Ausfuhrungen des Sachverstiandigen SR Crunde Es geht daher - unier
Einbeziehung von Postlaufzeiten - von einer Dauer von 4 Tagen aus. bis den Klagern
der Totalschaden ihres Fahrzeugs nitte bekannt sein mussen Ferner legt es eine
Dauer der Ersatzb@schaﬁung von 14 Tagen zugrunde Hieraus ergibt sick eine
angemessene Gesamtanmietzett von 18 Tagen. Innerhals dieser Zait hatte durch die
Klager eine Ersatzbeschafiung eines Fahrzeugs erfolgen konnen ung méssen. Die Uber
diese 18 Tage hinausgehende Fahrzeuganmietung stellt keinen ersatzfanigen Schaden

dar.

Auszugehen war  vorliegend im  Hinblisk  auf  diese zugrundezulegende
Gesamtanmietzeit von einem sog. Normaltarit', d h. dem Tarif fur Selbstzahler, der
unter marktwinschaitlichen Gesichtspunkten gebildet wird (BGH - VI ZR 74/04 - NJW
2005, 1041y, Zur Ermitilung dieses Tarifes hat das Gericht im Rahmen des § 287 ZPO
auf Grundlage der Schwacke-Liste 2006 eine Schatz ung vorgenommen.

Entgegen dem Vorkringen der Beklagter: kann die Schwacke- Liste 2006 durchaus als
Schatzgrundlage fur die Errechnung der erforderlichen Kosien auf Grundlags des
Normaltarifs herangezogen wearden. Nach dor Rechisprechung des BGH kommt die
schwacke-Liste weiterhin als Schatzungsbasis grundsalzlich in Betracht. solange nicht
mit  konkreten  Tatsachen Mangel aufgezeigt werden, die sich auf den zu
entscheidenden Fall auswirken (BGH -1V R 308;‘0?— rts 2000, 38 mit weiteren
Nachweisen). Entsprechendes st hier nicht  ersichtlich Neben  allgemeinen
Einwendungen gegsn die Schwacke-Lis'e vermochte die Eeklagte jedoch keinen
hinreichend konxreten Sachvartrag vorzutringen, der einer Anwendbarkeit im hiesigen

Fall entgegenstehen wirde.

Unter  Zugrundelegung  der  Schwacks-Liste 2006 ergeben  sich  ertorderhiche
Migtwagenkosten in Hohe von 1.100.00 Furo (2x 411 € 1x 207 € 1x 71 €). Das Gerichl

hat dabei jewails den Modus fir die Migtwagengruppe 2 im Fostieitzahlengebiet 515xx



zugrundegelegt und auch die sich ergebenden Reduzierungen nach Wochen-

Oreitages- und Tagespauschalen bericksichiigt

Das Gericht halt ¢inen pauschalen Aufschiag auf den Normaltarif in Hohe von 20% fur
angemessen,  um  die  Besonderheiten  der Kesten und Risiken  dos
Unfallersatzfahrzeuggeschifts  im  Vergleich  zur  "normalen” Autovermietung
angemessen zu berdcksichtigen (val. auch LG Bonn, Urteil vom 26 08.2009. 15 O 709
- zitiert nach juris). Fir einen solchen Aufschlag besteht alierdings kein Anlass, wenn
der Geschadigte sich weder in emer unfallbedingten Ei- und Natsituation noch
dberhaupi in einer auf den Unfall zurtickzufuhrenden besonderen Lage befindet, die aus
seiner  Sicht die  Inanspruchnahme  unfalispezifischer Mehrlgistungen  notwendig
aerscheinen lassen kann. Je weiter der zeitliche Abstand zwischen dem Unfall und der
Miete des Ersatzfahrzeugés st um so ferner wird es liegen, dem Geschadigten sinen
gegenuber dem orsiblichen “"Normaltari”  srhdhien Betrag als erforderlichen
Schadensbeseitigungsaufwand zuzubiligen, weil er dem Vermicter hier wig  jeder
andere Mietwagenkunde gegenlbertritt, der seinen Fahrzeugbedarl vorausschauend

planen. Angabote vergleichen, Finanzierungsfragen regeln und  sich  fur die

i
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wirtschafilich glinstigste Lésung entscheiden kann (vgl. OLG Kaln, N2V 2008, 500. 803
- Zitiert nach iuris),

Angesichts dessen, dass sich der Unfali am 2¢.11.2008 - einem Samstag - ereignete
und der Mietwagen direkt am folgenden Werktag. dem 01.12 2008 angemietet wurde.
bestand noch eine derartige besondere Unfallsituation. die einen Aufschlag von 20 %,
d.h.in Hohe ven 220,00 £, rechtfertigl.

Aufgrund der Anmietung eines klassengieichen Fahrzeugs mussen sich die Klager von
dem sich ergebenden Betrag der Mietwagenkosten in Hohe von 1.320.00 Euro einen
Abzug von 10% wegen ersparter Eigenaufwendungen gefailen lassen. so dass tediglich

ein erstattungsfahiger Betrag in Hohe von 1.188.00 Euro verbleibl.

Weitter erstattungsfahig sind jedoch die gelenc gemachten Nebenkosten, die chenfalls
auf Basis der Nebenkostentabelle zur Schwacke-Liste 2005 zu ermitteln sind.

Zur  Schadensbehebung  war  cdaher der Abschluss  einer entsprechendsan
Vollkaskoversicherung in Hohe von insgesamt 349,00 Euro {(2x 136 €, 1x 58 €, 1x 19 €)
N Ansaiz zu bringen. Ebenfalls zur Schadens behebung  erforderlich  sind  die
Verbringungskosten, die nach dem Modus der Schwack=-Liste mit 25,00 Euro sowohl
fir Zustellen also auch Abholen also mit msgesamt 30,00 Euro anzuseizen sind. Die

Klager durtten bei der Anmietung n aimem Wintermonat ain mit Winterreifen
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ausgestatltetes Fahrzeug anmieten. ierfur sind rach der Schwacke-Liste 10,00 Euro
pro Tag in Ansatz zu bringen so dass weiiare 180,00 Cure als zur Schadensbeseitigung
erforderiich anzusehen sind. Auch diz Kosten fr cinen Zusatzfahrer sind nach der
Schwacke-Liste mit 1500 Euro pro Tag. mithin mit 270,00 Euro insgesamt zu
berlcksichtigen. Es errechnet sich Insgesamt ein Betrag von 322.00 Euro bruito, der
zur Schadensbehebung erforderlich war.

Unter Einbeziehung der erstattungsfahigen Nebenkosten ergibt sich  damit der
Gesamtbetrag in Hohe von 2.037,00 Euro. Hinzuzurechnan It eine Kostenpauschale,
die das Gericht in der begehrten Hoéhe von 25.0C Euro als angemessen erachiet so
dass sich somit der austenocrierte Betrag in Hohe von 2 082,00 Eurs addiert. Ein

darlber hinausgehender Zahlungsansoruch stent den Klagern hingegen nicht zu.

Dem Anspruch der Klager steht auch - entgegen der Auifassung der Beklaglen - nicht
ein fehlender Nutzungswille entgegen.

Nach der ganz Uberwiegenden Meinung in der Rechtsprechung und Literatur begrinde:
der Umstand. dass ein Geschadigier mehrere Monate zuwarlel, bis er sein Fahrzeug
repareren 1asst oder sich ein Ersalzfahrzeug beschafft, zwar eine von hm 2y
entkraftende tatsachliche Vermutung fir einen fehlenden Nutzungswillen {vgl. OLG
Disseldorf, Url. vom 01.10.2001, - 1 U 206:00 - AG Leipzig. Urt vom 24.06.2002. 49 C
1061/02, AG Frankfurt, Urt. vom 21.03.2002 2¢ C BO1/01, AG Frankiurt ZfS 2002, 335
Bamberger/Roth/Grineberg. BGB. § 245 Rdn. 5% Notthoff. N7V 2003 509 [514) a A
z. B OLG Dusseldorf NZV 2003, 379 380 LG NUrnberg-Firth DAR 2000 72; LG
Oldenburg 2fS 1992, 288 - zitiert nach juris).

Hierauf kommt es vorliegend jedoch nicht an, da in der Anmistzait eine konkrele
Fahrzeugnutzung statigefunden hat. Zudem haben die Kldger dartiber hinaus plausibe!
dargelegt. dass sie sich wahrend der Zeit der Nutzung des Mietwagens um ein
Ersaizfahrzeug bemuht hatten. jadoch kein passendes in ihrem finanziellen Rahmen
gefunden hatten. Anschliefend sei eine Nutzung des Fahizeugs des Vaters der
Klagerin zu 1) mogiich gewesen bis man schiielblich ein Ersatzfahrzeug gefunden habe.
Dadurch haben die Klager konkrete Grinde far das Zuwarlen dber diesen langen
Zefraum  aufgezeigt, Damit haben sie dic gegen sic sprechende  atsachliche

Vermutung far einen fehlenden Nutzungswillen Jedenfalls ausreichend entkraftet.

Der Anspruch der Klager auf die Verzugszinsen berogen aufl den fur begrindet
erachteten Ansgruch in Hahe ven 2.082.00 Euro folgt aus §§ 286 Abs. 1. 288 Abs 1

BGB. Verzugsbegrindend ha: sich insoweit das Schreiben der Bekiagten vom
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24.03.2009 ausgewrrkt in welchem diese eine Erstattung der Mietwagenkosten

endgallig abgelehnt hat.

Die Klager haben gegen dic Beklagte ferner cinen Anspruch auf Zahlung der Kosten flr
die erbrachte Rechtsanwaltstatigkeit in der zugesprechenen Héhe. Hierbei war bei der
Berechnung der Kosten entsprechend des zugesprochenen Schadensersatzbetrages
von  emnem  Gegenstandswert bis  2.500.00 Eurc auszugehen. Nach diesem
Gegenstandswert konnte sie Zahlung von Gebunren i Hohe einer 1.3fachen
Geschaftsgebuhr nebst Auslagenpauschale. einer Erhéhungsgebuhr fiir 2 Auftraggeber
in HGhe einer G, 3fachen Geschaitsgeblinr zuzuglich 19 % Umsatzsteuer verlangen, was
einem  Betrag  wvon 33034 Euro  entspricht  Dsr wetergehend  begehrte

Zahiungsanspruch war hingegen nicht zuzusprechen,

Die prozessua'en Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 92 Abs. 1. S, 1 Alt. 2. 101, 708

Nro 11,708,711 ZPO.

Streitwert: 3001 94 €

Dr. Adam



	Schaltfläche16: 


